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„Die Demokratie wird überleben“
Der Politikwissenschafter Wolfgang Merkel über Sebastian Kurz,
den Populismus der Mitte und einen Dinosaurier namens Sozialdemokratie.

LUKAS CIONI

Die SPÖ stehe im Vergleich zu ande-
ren sozialdemokratischen Parteien
in Europa noch gut da, sagte der
Professor an der Humboldt-
Universität Berlin kürzlich bei einer
Fachtagung auf Schloss Eckartsau.
Aber: Etablierte Mitte-links-Partei-
en würden das 21. Jahrhundert in
dieser Form nicht überleben. Auch
Demokratien müssten neu gedacht
werden.

SN: Sie sprechen hier in Eckartsau
über die „Herausforderungen
der Demokratie im 21. Jahr-
hundert“. Welche sind die
größten?
Wolfgang Merkel: Erstens Globali-
sierung: Sie entmächtigt die Hand-
lungsfähigkeit demokratischer Na-
tionalstaaten. Zweitens die sozio-
ökonomische Ungleichheit: Sie un-
terspült das Gleichheitsprinzip der
Demokratie. Drittens ethnisch-reli-
giöse Heterogenitäten: Je unter-
schiedlicher Gesellschaften wer-
den, umso größer muss die politi-
sche Integrationsleistung sein.
Viertens fortschreitender Vertrau-
ensverlust: Das Ansehen der reprä-
sentativen Institutionen, wie Parla-
ment und Parteien, sinkt. Zudem ist
die Sozialdemokratie in sozialen
und ökonomischen Verteilungsfra-
gen zu stark in die Mitte gerutscht.
In Deutschland war sie hier zu we-
nig von der CDU zu unterscheiden.

SN: Mit welchen Schwierigkeiten
sind Sozialdemokraten im
21. Jahrhundert konfrontiert?
Sie sind Dinosaurier in einer sich
ständig individualisierenden Ge-
sellschaft. Klassische Mitte-links-
Volksparteien werden im 21. Jahr-
hundert nicht überleben. Die An-
nahme, dass sie wie ein Phönix aus
der Asche steigen, ist falsch. Keine
sozialdemokratische Partei kommt
derzeit bei Wahlen stabil auf über
40 Prozent. Mit 27 Prozent steht die
SPÖ dabei noch gut da.

SN: Welche Lösungsstrategien
gibt es für Sie?
Aus strategischer Sicht müssten So-
zialdemokraten verteilungspoli-
tisch stärker nach links. In der Frage
der Grenzöffnung müssen sie aber
für stärkere Kontrolle eintreten –

das alles wird von intensiven Bemü-
hungen der Integration begleitet.
Männer sind zudem in beinahe al-
len Ländern zu den Rechtspopulis-
ten gewechselt. Diese sind aber kei-
ne Demokratieverächter. Das Ziel
ist, diese Wähler zurückzugewin-

nen. Das Risiko ist, je öfter Protest-
wähler den Protest wählen, um so
mehr übernehmen sie auch neue
Parteiwerte. In Österreich wurden
Protestwähler zu rechtspopulisti-
schen Stammwählern.

SN: Politische Parteien werden
zu „Bewegungen“, „Initiativen“
oder „Listen“. Was ist Ihre
Meinung zur neuen Volkspartei
in Österreich?

Europaweit gibt es Erfolge wie jene
des Movimento Cinque Stelle (Anm:
Fünf-Sterne-Bewegung) in Italien
oder Podemos (Anm: „Wir können“)
in Spanien. Die Liste Kurz ist eigent-
lich keine Bewegung, aber Sebas-
tian Kurz signalisiert Distanz zur
Parteiform. Die Parteiführung wird
zudem nach innen autoritärer. Man
könnte es wie bei Emmanuel Ma-
cron einen Populismus der Mitte
nennen.

SN: Sie prägen den Begriff
der „defekten Demokratie“.
Was verstehen Sie darunter?
Untere Schichten bleiben freien
Wahlen häufig fern. Die liberalen
Individualrechte werden zu wenig
geschützt. Das verändert die politi-
sche Kultur, polarisiert die Gesell-
schaft, und die Tendenz, Gruppen
auszuschließen, steigt. Demokratie
muss aber Inklusion sein. Ohne
das Prinzip der Gleichheit werden
Demokratien defekt. In Ungarn
und Polen etwa wird Demokratie il-
liberalisiert. Dies wird legitimiert

im falschen Rückgriff auf Volkssou-
veränität.

SN: Politik ist auch Show
zwischen Provokation und
Inszenierung. Wie denken
Sie darüber?
Bei populistischen Machtopportu-
nisten wie im Weißen Haus erleben
wir einen permanenten Tabubruch.
Das sichert Medienpräsenz. Wer
das in den 1980er-Jahren meister-
haft begonnen hat, war Jörg Haider.
US-Präsident Donald Trump treibt
diese Provokation derzeit auf die
Spitze. Dieser Trend zahlt sich,
selbst mit Negativschlagzeilen,
wahlpolitisch aus. Das mächtigste
Land der Welt wird von einem
Mann regiert, der die Direktiven in
Tweets mitteilt.

SN: Welche Maßnahmen können
gegen diesen „Provokations-
trend“ getroffen werden?
Diskurse müssen auch öffentlich
und nicht nur im digitalen Schatten
ablaufen. Wenn Politik nur noch

Dieses Interview entstand in
einer Kooperation mit der
Katholischen Medien Akade-
mie (KMA). Autor Lukas Cioni
absolviert dort eine Journalis-
tenausbildung. Im Rahmen
dieser Ausbildung besuchten
die Studenten die Tagung
„Dawn of an Authoritarian
Century“ im Schloss Eckartsau.
Die Reise- und Aufenthalts-
kosten wurden von den Öster-
reichischen Bundesforsten über-
nommen.

Zu diesem
Interview

Das Zentrum der österreichischen Demokratie, das Parlament, wird derzeit generalsaniert. Im Bild der berühmte
Bundesadler, der den Sitzungssaal ziert. BILD: SN/APA/HANS KLAUS TECHT

Show und Provokation wird, ist die
Gefahr der Manipulation hoch. Me-
dien müssen aufpassen, das Volk
nicht zu bevormunden.

SN: Wie sehen Sie die
Entwicklung der EU?
Die Integration wird nicht vertieft
werden. Der Traum, sich als EU zu
erweitern, war von Anfang an eine
Illusion. Die EU sollte sich konsoli-
dieren, da die Kosten eines Aus-
einanderbrechens exorbitant wä-
ren.

SN: Abschließend:
Demokratie ist für Sie?
Die beste Regierungsform – Demo-
kratie wird überleben.

Wolfgang Merkel: Geboren 1952 in
Bayern, studierte politische Wissen-
schaft, Geschichte und Sportwissen-
schaft an der Universität Heidelberg.
Der Preisträger der Fritz-Thyssen-Stif-
tung war von 1997 bis 1998 Direktor des
Instituts für Politikwissenschaft an der
Johannes-Gutenberg-Universität
Mainz. Ab 2002 war Merkel wissen-
schaftlicher Berater von Ministerprä-
sident Kurt Beck und wurde 2004
Direktor der Abteilung „Demokratien:
Strukturen, Leistungsprofil und He-
rausforderungen“ am Wissenschafts-
zentrum Berlin (WZB). Wolfgang
Merkel arbeitet als Professor am Ins-
titut für Sozialwissenschaften der
Humboldt-Universität Berlin. Kürzlich
sprach er über Herausforderungen
der Demokratie im 21. Jahrhundert bei
der Tagung „1918–1938–2018: Dawn of
an Authoritarian Century?“

„Unglaubliche Bereicherung“
Manager verteidigten im Eurofighter-Ausschuss Gegengeschäfte.

WIEN. Der Ex-Magna-Manager
Hubert Hödl, der im Zuge des Eu-
rofighter-Deals gleichzeitig für
Magna gearbeitet und für EADS
Gegengeschäfte abgewickelt hat,
geriet am Donnerstag bei seiner
Befragung im Eurofighter-U-
Ausschuss teilweise in Erklä-
rungsnot. Hödl hat über zwei Fir-
men insgesamt 6,8 Mill. Euro von
der Londoner Briefkastenfirma
Vector Aerospace, die von EADS
114 Mill. Euro für die Abwicklung
der Gegengeschäfte bekommen
hat, erhalten.

Dass er für EADS und Magna
gleichzeitig tätig war, sei von
Magna bewilligt und gewollt ge-
wesen. Hödl bestritt, dass es sich

bei seinen Unternehmen um Brief-
kastenfirmen gehandelt habe. Er sei
nie in die Typenentscheidung
involviert gewesen. „Ich bin kein

Lobbyist.“ Gegengeschäfte seien
„grundsätzlich etwas Positives“. Es
sei „bedauerlich, dass es zu so ei-
nem negativen Image gekommen
ist“. Wenn man es richtig gemacht
hätte, wären in 15 Jahren nicht 2,7,
sondern zehn Mrd. Euro in die hei-
mische Wirtschaft geflossen.

Auch der frühere Magna-Mana-
ger Siegfried Wolf hat bei seiner Be-

fragung im U-Ausschuss die um-
strittenen Gegengeschäfte als „un-
glaubliche Bereicherung“ für Öster-
reich verteidigt. Während die Oppo-
sition die Gegengeschäfte als Kanal
für illegale Geldflüsse sieht, lobte
Wolf diese als „business opportu-
nity“. Die damalige schwarz-blaue
Regierung habe jedenfalls vernünf-
tig und weitsichtig gehandelt.

Wolf und Hödl hatten im letzten
U-Ausschuss ihre Befragungstermi-
ne zu den umstrittenen Gegenge-
schäften rund um den Abfangjäger-
Kauf platzen lassen. Weil der U-
Ausschuss wegen der Neuwahlen
vorzeitig beendet werden musste,
konnten sie nicht mehr zu Ersatz-
terminen geladen werden. SN, APA

Volksanwältin fordert
Barrierefreiheit ein
WIEN. Volksanwältin Gertrude Bri-
nek (ÖVP) und Behindertenanwalt
Hansjörg Hofer haben die Umset-
zung der Barrierefreiheit bemän-
gelt. Laut einer Umfrage sind 15 Pro-
zent der Österreicher im Alltag da-
von betroffen. Die Vertretungen
verlangen die Umsetzung der gel-
tenden rechtlichen Bestimmungen.

Für Brinek seien die rechtlichen
Grundlagen mit dem Behinderten-
gleichstellungsgesetz von 2006 und
der UNO-Behindertenrechtskon-
vention von 2008 längst gegeben.
Spätestens seit 1. Jänner 2016 müss-
ten demnach öffentlich verfügbare
Dienstleistungen gleichberechtigt
und „ohne fremde Hilfe“ zugäng-

lich sein. Dass dieser Standard oft
nicht erfüllt werde, zeige die Zu-
nahme der Beschwerden, vor allem
in den Bereichen öffentlicher Ver-
kehr, Bauen und Wohnen.

Hofer gibt zu bedenken, dass von
Barrieren im Alltag nicht nur als Be-
hinderte anerkannte Personen be-
troffen sind, sondern auch solche,
die zum Beispiel auf Gehhilfen an-
gewiesen sind. Laut Brinek und Ho-
fer ist Inklusion im Alltag weniger
eine Frage der Kosten, sondern eher
des Bewusstseins. Bei umsichtiger
Planung seien die Mehrkosten oft
minimal, im Hinblick auf den Denk-
malschutz ließen sich Lösungen
finden. SN, APA

Wolfgang Merkel,
Politologe und
Demokratie-
forscher.
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U-Ausschuss-Auftritte
im zweiten Anlauf


